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Neues aus Berlin . Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) 
 
Durch das Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (MoPeG) wurde das Recht der 
Personengesellschaften reformiert. Insbesondere für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) 
wurden zahlreiche Bestimmungen geändert oder neu eingefügt. Das Gesetz wurde bereits Mitte 2021 
im Bundesgesetzblatt verkündet, es tritt aber „erst“ zum 01. Januar 2024 in Kraft. Daher sollte in den 
nächsten Monaten geprüft werden, ob und in welchem Umfang Handlungsbedarf besteht. 
 
Rechtsfähigkeit 
 
Die Rechtsfähigkeit der als Außengesellschaft auftretenden GbR ist seit der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 29. Januar 2001 (Az. II ZR 331/00) anerkannt. Die neu gefassten §§ 705 ff. 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB) übernehmen dies und gehen daher von der Rechtsfähigkeit der 
GbR aus. 
 
Gesellschaftsregister 
 
Für rechtsfähige GbRs wurde mit dem Gesellschaftsregister ein eigenes öffentliches Verzeichnis 
geschaffen. Dieses Register kann von jedermann eingesehen werden. Es beinhaltet Angaben zur 
Gesellschaft, zu den Gesellschaftern und zur Vertretungsbefugnis der Gesellschafter. 
 
Die Eintragung in das Gesellschaftsregister ist grundsätzlich freiwillig. Insbesondere hat die Eintragung 
nichts mit der Frage der Rechtsfähigkeit zu tun, das heißt, eine rechtsfähige GbR kann auch dann 
bestehen, wenn sie nicht in das Gesellschaftsregister eingetragen ist.  
 
Jedoch ist die Registereintragung Voraussetzung für die wirksame Vornahme bestimmter Rechts-
geschäfte – nämlich den Erwerb von Gesellschaftsanteilen an Kapitalgesellschaften sowie den Erwerb 
von Grundbesitz und von Immaterialgüterrechten, wenn diese in öffentlichen Registern eingetragen sind 
(z. B. Marken- oder Patentrechte). 
 
Innenverhältnis 
 
Wie sich die Gesellschafter untereinander organisieren, kann im Gesellschaftsvertrag festgelegt 
werden. Gibt es keine Regeln oder keinen Vertrag, gelten ab 2024 folgende Grundsätze: 
 
Ø Die Stimmkraft und der Anteil an Gewinn und Verlust richten sich vorrangig nach den vereinbarten 

Beteiligungsverhältnissen. Wurden keine Beteiligungsverhältnisse vereinbart, richten sie sich nach 
dem Verhältnis der vereinbarten Werte der Beiträge. Sind auch Werte der Beiträge nicht vereinbart 
worden, hat jeder Gesellschafter ohne Rücksicht auf den Wert seines Beitrags die gleiche Stimm-
kraft und einen gleichen Anteil am Gewinn und Verlust (§ 709 Abs. 3 BGB). 

 
Ø Die Geschäfte führen alle Gesellschafter gemeinsam. 
 
Ø Der Austritt oder die Kündigung eines Gesellschafters führt nicht mehr automatisch zur Auflösung 

der GbR. 
 
Bei allen Neuerungen bleiben aber auch viele Grundsätze unverändert, z. B. haften Gesellschafter 
weiterhin gesamtschuldnerisch.  
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Einkommensteuer . Umzugskosten wegen Einrichtung eines Homeoffices 
 
Umzugskosten sind nur dann als Werbungskosten abzugsfähig, wenn der Wohnungswechsel beruflich 
veranlasst ist. Nach Ansicht der Finanzverwaltung ist das beispielsweise der Fall, wenn 
 
Ø sich die Entfernung zwischen Wohnung und Tätigkeitsstätte erheblich (d. h. täglich um mindestens 

eine Stunde) verkürzt, 
 
Ø der Umzug im überwiegenden betrieblichen Interesse des Arbeitgebers durchgeführt wird (z. B. 

beim Einzug in eine Dienstwohnung) oder 
 
Ø der Umzug wegen der erstmaligen Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit, eines Arbeitsplatz-

wechsels oder einer Versetzung erfolgt. 
 
Das Finanzgericht Hamburg hat am 23. Februar 2023 entschieden, dass Umzugskosten auch dann 
beruflich veranlasst sein können und als Werbungskosten geltend gemacht werden können, wenn der 
Umzug zu einer wesentlichen Erleichterung der Arbeitsbedingungen führt. Eine solche Erleichterung 
hat das Finanzgericht Hamburg für das Streitjahr 2020 auch dann angenommen, wenn ein Umzug 
erfolgt, um für jeden Ehegatten in der neuen Wohnung ein Arbeitszimmer einzurichten, damit diese im 
Homeoffice wieder ungestört ihrer jeweiligen Tätigkeit nachgehen können. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Vor der Coronapandemie übten die Steuerpflichtigen (Ehegatten) ihre Tätigkeiten jeweils in den Räum-
lichkeiten ihrer Arbeitgeber aus. Seit Beginn der Coronapandemie verlagerten sie – den Anweisungen 
bzw. Bitten ihrer Arbeitgeber folgend – ihre Tätigkeit und übten diese zu Hause aus. Dies ging aber nur 
mit erheblichen Beeinträchtigungen durch ein Abwechseln der eigenen Tätigkeit und der Inkaufnahme 
von Störungen einher.  
 
Das Ehepaar erkannte, dass die coronabedingten Einschränkungen nicht nur kurzfristig sein würden. 
Sie zogen daher in eine Wohnung mit zwei Arbeitszimmern (etwa 1,6 km von der bisherigen Wohnung 
entfernt). Die in der Steuererklärung für 2020 angesetzten Umzugskosten erkannte das Finanzamt nicht 
an – jedoch zu Unrecht, wie das Finanzgericht Hamburg entschied.  
 
Zunächst stellte das Finanzgericht Hamburg heraus, dass keine erhebliche Verkürzung des Arbeits-
wegs eingetreten ist, denn das Homeoffice der Eheleute ist nicht als erste Tätigkeitsstätte einzuordnen. 
 
Das Finanzgericht kam jedoch im Streitfall zu der Überzeugung, dass der Umzug zu einer wesentlichen 
Verbesserung und Erleichterung der Arbeitsbedingungen der Steuerpflichtigen geführt hatte. Denn erst 
der Umzug ermöglichte eine ungestörte Ausübung der nichtselbstständigen Tätigkeit beider Eheleute.  
 
Die Einrichtung von zwei Arbeitszimmern war angesichts der verschiedenen Arbeitsweisen der Eheleute 
erforderlich für die ungestörte Ausübung der jeweiligen Tätigkeit. Durch die räumlich getrennte Arbeits-
möglichkeit konnten beide weiterhin zur Zufriedenheit ihrer Arbeitgeber ihrer Tätigkeit nachgehen und 
mussten sich nicht einem Risiko von schlechteren Arbeitsergebnissen mit möglichen negativen 
Konsequenzen für das Arbeitsverhältnis aussetzen.  
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Im Übrigen wich die neue Wohnung nach Meinung des Finanzgerichts Hamburg auch nicht derart von 
der bisherigen Wohnung ab, dass hier Anlass zur Annahme bestand, eine Erhöhung des Wohnkomforts 
sei Anlass für den Umzug gewesen.  
 
Aufgrund der Gesamtumstände ließ sich im Streitfall mit der erforderlichen Sicherheit ermitteln, dass 
die Einrichtung der Arbeitszimmer Anlass des Umzugs war. 
 
Eine private Mitveranlassung dahin gehend, dass die Einrichtung eines abgeschlossenen Arbeits-
zimmers in der neuen Wohnung zur ungestörten Nutzung des ansonsten mit der Arbeitsecke belasteten 
Wohnraums führt, steht dem nicht entgegen. Denn auch bei der Verkürzung der Wegstrecke um mehr 
als eine Stunde steht der private Hinzugewinn an Freizeit durch Einsparung der Fahrtstrecke der 
beruflichen Veranlassung nicht entgegen. 
 
Tipp: Da gegen die Entscheidung des Finanzgerichts Hamburg die Revision anhängig ist, können 

geeignete Fälle bis zu einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs offengehalten werden.  
 

Einkommensteuer . Ausbildung zum Rettungshelfer als Berufsausbildung 
 
Nach § 9 Abs. 6 EStG sind Aufwendungen des Steuerpflichtigen für seine Berufsausbildung oder für 
sein Studium nur dann Werbungskosten, wenn dieser zuvor bereits eine Erstausbildung (Berufsaus-
bildung oder Studium) abgeschlossen hat oder wenn die Berufsausbildung oder das Studium im 
Rahmen eines Dienstverhältnisses stattfindet. Scheidet ein Abzug als Werbungskosten aus, bleibt nur 
der beschränkte Sonderausgabenabzug bis zu € 6.000,00 im Kalenderjahr. 
 
Der BFH hat am 12. Januar 2023 entschieden, dass die Ausbildung zum Rettungshelfer eine Berufsaus-
bildung im Sinne von § 9 Abs. 6 EStG (alte Fassung) ist. Die Aufwendungen für eine nachfolgende 
Ausbildung zum Verkehrsflugzeugführer sind daher als (vorweggenommene) Werbungskosten abzieh-
bar. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Steuerpflichtiger nahm vom 09. Juli 2007 bis zum 24. August 2007 im Rahmen seines Zivildienstes 
bei einer Feuer- und Rettungswache an einem Lehrgang zur Erlangung der Qualifikation als Rettungs-
helfer teil. Der Lehrgang umfasste insgesamt 320 Stunden. Der Steuerpflichtige erlangte hierdurch die 
Qualifikation als Rettungshelfer. 
 
Von Januar 2009 bis Oktober 2010 absolvierte der Steuerpflichtige dann eine Ausbildung zum Verkehrs-
flugzeugführer. Hierfür machte er in seinen Steuererklärungen Kosten von € 79.589,00 (2009) bzw. 
€ 7.913,00 (2010) als vorweggenommene Werbungskosten geltend. Das Finanzamt berücksichtigte die 
Aufwendungen aber nur in Höhe von jeweils € 4.000,00 (aktuelle Rechtslage: € 6.000,00 im Jahr) als 
Sonderausgaben. Einspruch und Klage blieben erfolglos. Der Bundesfinanzhof hob das Urteil der 
Vorinstanz nun aber auf. 
 
Das Abzugsverbot des § 9 Abs. 6 EStG für die geltend gemachten Berufsausbildungskosten zum 
Verkehrsflugzeugführer greift hier nicht, weil der Steuerpflichtige vor Beginn seiner Berufsausbildung 
zum Verkehrsflugzeugführer bereits eine erstmalige Berufsausbildung zum Rettungshelfer abge-
schlossen hatte.  
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In den Streitjahren setzte eine Berufsausbildung nach § 9 Abs. 6 EStG weder voraus, dass sie in einem 
Berufsausbildungsverhältnis nach dem Berufsbildungsgesetz stattfindet, noch, dass sie eine zeitliche 
Mindestausbildungsdauer aufweist.  
 
Die Ausbildung zum Rettungshelfer vermittelte dem Steuerpflichtigen die für die Ausübung dieses 
Berufs erforderlichen Grundlagen, die über die bloße Allgemeinbildung, wie sie z. B. Gegenstand eines 
Erste-Hilfe-Kurses sind, hinausgingen. Nach der abgeschlossenen Ausbildung war er befähigt, eine 
Vollerwerbstätigkeit als Rettungshelfer auszuüben und aus dieser entsprechende Einkünfte zu erzielen. 
 
Aktuelle Rechtslage 
 
Nach der ab 2015 geltenden (geänderten) Regelung des § 9 Abs. 6 EStG liegt eine Berufsausbildung 
als Erstausbildung nur vor, wenn eine geordnete Ausbildung mit einer Mindestdauer von 12 Monaten 
bei vollzeitiger Ausbildung und mit einer Abschlussprüfung durchgeführt wird.  
 
Eine geordnete Ausbildung liegt vor, wenn sie auf Basis von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften oder 
internen Vorschriften eines Bildungsträgers durchgeführt wird. Ist eine Abschlussprüfung nach dem 
Ausbildungsplan nicht vorgesehen, gilt die Ausbildung mit der tatsächlichen planmäßigen Beendigung 
als abgeschlossen.  
 
Eine Berufsausbildung als Erstausbildung hat auch abgeschlossen, wer die Abschlussprüfung einer 
durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelten Berufsausbildung mit einer Mindestdauer von 
12 Monaten bestanden hat, ohne dass er zuvor die entsprechende Berufsausbildung durchlaufen hat. 
 

Einkommensteuer . Abzinsung eines ratierlich gezahlten Kaufpreises 
 
Das Finanzgericht Köln hat am 27. Oktober 2022 entschieden, dass für den Fall, dass ein zum 
Privatvermögen gehörender Gegenstand veräußert und die Kaufpreisforderung langfristig – d. h. für 
länger als ein Jahr – bis zu einem bestimmten Zeitpunkt gestundet wird, die geleisteten Kaufpreisraten 
in einen Tilgungs- und einen Zinsanteil aufzuteilen sind. 
 
Der Zinsanteil unterliegt als Ertrag aus sonstigen Kapitalforderungen nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG der 
Einkommensteuer. Dies gilt auch dann, wenn die Vertragsparteien Zinsen nicht vereinbart oder sogar 
ausdrücklich ausgeschlossen haben. Unerheblich ist auch, dass der Vorteil der zinslosen Ratenzahlung 
beim Erwerber der Schenkungsteuer unterliegt. 
 
Fraglich ist, ob sich das Finanzgericht ggf. zu einem Beschluss des Bundesfinanzhofs aus 2011 in 
Widerspruch setzt. Hier hatte es der Bundesfinanzhof als ernstlich zweifelhaft angesehen, ob die 
zinslose Stundung einer Zugewinnausgleichsforderung unter Eheleuten zur einkommensteuerlichen 
Erfassung eines Zinsanteils führe, da zugleich die Voraussetzungen einer schenkungsteuerlichen 
freigebigen Zuwendung erfüllt seien. Es bleibt daher abzuwarten, wie sich der Bundesfinanzhof im 
anhängigen Revisionsverfahren zu dieser Konfliktsituation zwischen Ertrag- und Schenkungsteuerrecht 
positionieren wird.  
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Einkommensteuer . Erwerbstätigkeit muss bei kleinen Photovoltaikanlagen nicht 
mehr angezeigt werden 
 
Betreiber kleiner Photovoltaikanlagen (PV-Anlagen) müssen dem Finanzamt ihre Erwerbstätigkeit nach 
§ 138 Abs. 1 und 1b AO nicht mehr anzeigen. Diese Nichtbeanstandungsregelung hat das Bundes-
finanzministerium getroffen. 
 
Zum Hintergrund: Durch das Jahressteuergesetz 2022 wurde eine ertragsteuerliche Steuerbefreiung für 
kleine PV-Anlagen (§ 3 Nr. 72 EStG) und ein umsatzsteuerlicher Nullsteuersatz (§ 12 Abs. 3 UStG) für 
die Lieferung und Installation bestimmter PV-Anlagen eingeführt. Dennoch sind Betreiber von  
PV-Anlagen nach § 138 Abs. 1 und 1b AO grundsätzlich zur Anzeige der Eröffnung eines gewerblichen 
Betriebs oder einer Betriebsstätte und zur Übermittlung eines Fragebogens zur steuerlichen Erfassung 
verpflichtet. 
 
Das Bundesfinanzministerium hat nun verfügt, dass es nicht beanstandet wird, wenn Betreiber von  
PV-Anlagen, die 
 
Ø Gewerbetreibende (§ 15 EStG) sind, bei Eröffnung eines Betriebs, der sich auf das Betreiben von 

nach § 3 Nr. 72 EStG begünstigten PV-Anlagen beschränkt, und 
 
Ø in umsatzsteuerlicher Hinsicht Unternehmer sind, deren Unternehmen sich ausschließlich auf den 

Betrieb einer PV-Anlage iSd. § 12 Abs. 3 Nr. 1 S. 1 UStG sowie ggf. eine steuerfreie Vermietung 
und Verpachtung nach § 4 Nr. 12 UStG beschränkt und die die Kleinunternehmerregelung nach 
§ 19 UStG anwenden, 

 
ihre Erwerbstätigkeit nach § 138 Abs. 1 und 1b AO nicht anzeigen. 
 
Tipp: Die Regelung gilt mit sofortiger Wirkung in allen Fällen, in denen die Erwerbstätigkeit ab dem 

01. Januar 2023 aufgenommen wurde. 
 

Umsatzsteuer . Vermietung von Wohncontainern an Erntehelfer 
 
Für die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unternehmer zur kurzfristigen Beherbergung 
von Fremden bereithält, gilt nach § 12 Abs. 2 Nr. 11 S. 1 UStG der ermäßigte Steuersatz von 7 %. Der 
Bundesfinanzhof hat am 29. November 2022 entschieden, dass der ermäßigte Steuersatz auch auf die 
Vermietung von Wohncontainern an Saisonarbeiter (Erntehelfer) Anwendung findet. 
 
Der Entscheidung lag folgender Sachverhalt zugrunde: 
 
Ein Landwirt beschäftigte in den Besteuerungszeiträumen 2014 bis 2017 (Streitjahre) saisonal rund 100 
Erntehelfer, an die er Räume in Wohncontainern vermietete. Die Dauer des jeweiligen Mietverhältnisses 
betrug längstens drei Monate.  
 
Das Finanzamt wollte die Umsätze mit dem Regelsteuersatz (19 %) versteuern, weil die Unterkünfte 
keine dauerhaft feste Verbindung zum Grundstück besaßen. Das Finanzgericht Baden-Württemberg 
und der Bundesfinanzhof sahen das allerdings anders. 
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Nach der aktuellen Entscheidung des Bundesfinanzhofs begünstigt § 12 Abs. 2 Nr. 11 S. 1 UStG nicht 
nur die Vermietung von Grundstücken und mit diesen fest verbundenen Gebäuden. Vielmehr umfasst 
die Steuerermäßigung allgemein die Vermietung von Wohn- und Schlafräumen durch einen Unter-
nehmer zur kurzfristigen Beherbergung von Fremden – und damit auch die Vermietung von nicht 
ortsfesten Wohncontainern an Erntehelfer.  
 

Umsatzsteuer . Gewährleistungseinbehalt in der Bauwirtschaft 
 
Nach § 13 Abs. 1 Nr. 1a UStG entsteht die Umsatzsteuer für erbrachte Leistungen bereits im Zeitpunkt 
der Leistungsausführung (Sollbesteuerung). Der Unternehmer muss die Umsatzsteuer also bereits mit 
der Leistungserbringung abführen, auch wenn ihm das Entgelt erst später zufließt. Infolge der neueren 
Rechtsprechung war zuletzt fraglich, ob die Uneinbringlichkeit auf Zeit, die zu einer Steuerberichtigung 
berechtigt, hinsichtlich des Gewährleistungseinbehalts in der Bauwirtschaft erhalten bleibt. Doch hier 
kann – zumindest vorerst – Entwarnung gegeben werden. 
 
Das (vorläufige) verwaltungsseitige Festhalten an der bisherigen Weisung ergibt sich aus einer 
Randnotiz: Denn das Bundesfinanzministerium hat das bisherige „Merkblatt zur Umsatzbesteuerung in 
der Bauwirtschaft (USt M 2)“ neu aufgelegt – und dort findet sich im letzten Absatz des Gliederungs-
punkts IV. folgender (neu ins Merkblatt eingefügte) Hinweis:  
 
Merkblatt zur Umsatzbesteuerung in der Bauwirtschaft (unter Punkt IV.) 
 
Vertragliche Einbehalte zur Absicherung von Gewährleistungsansprüchen der Leistungsempfänger 
(z. B. Sicherungseinbehalte für Baumängel) berechtigen zur Steuerberichtigung, soweit dem 
Unternehmer nachweislich die Absicherung dieser Gewährleistungsansprüche durch Gestellung von 
Bankbürgschaften im Einzelfall nicht möglich war und er dadurch das Entgelt insoweit für einen Zeitraum 
von über zwei bis fünf Jahren noch nicht vereinnahmen kann (vgl. A 17.1. Abs. 5 S. 3 Umsatzsteuer-
Anwendungserlass (UStAE)). 
 
Neue Rechtsprechung 
 
Der Bundesfinanzhof wollte die Uneinbringlichkeit auf Zeit eigentlich ausweiten. Insofern fragte er beim 
Europäischen Gerichtshof an, ob bei einer vom Leistenden erbrachten Grundstücksvermittlungsleistung 
angesichts der dort über fünf Jahre ratierlich mit jährlich 1/5 zu zahlenden Vergütung gleichfalls eine 
Uneinbringlichkeit auf Zeit und damit eine über fünf Jahre verteilte ratierliche Besteuerung angezeigt 
sei. 
 
Der Vorstellung des Bundesfinanzhofs von einer ratierlichen Besteuerung bei Ratenzahlung erteilte der 
Europäische Gerichtshof jedoch eine deutliche Absage. Denn das Mehrwertsteuerrecht ist EU-weit auf 
dem Grundsatz der Sollbesteuerung aufgebaut, sodass für eine Systemumstellung die MwStSystRL 
geändert werden muss.  
 
Auch Art. 64 MwStSystRL (ratierliche Besteuerung bei Teilleistungen) hilft hier nicht weiter. Denn diese 
Vorschrift betrifft nur sukzessiv in Teilschritten erbrachte Leistungen, nicht jedoch punktuell erbrachte 
Einmalleistungen, die ratierlich bezahlt werden.  
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In seiner Nachfolge-Entscheidung begnügte sich der Bundesfinanzhof mit der Wiedergabe der These 
des Europäischen Gerichtshofs und merkte in einer Nebenbemerkung an, dass es vorliegend (noch) 
keiner Entscheidung bedarf, welche Folgen sich daraus für Sicherungseinbehalte bei Bau-Gewähr-
leistungsansprüchen und der insofern bislang angenommenen Uneinbringlichkeit auf Zeit ergeben.  
 

Gewerblicher Rechtsschutz . Pflichtangaben in Auto-Werbevideo – Nach 
17 Sekunden ist zu spät 
 
LG Lübeck, Urteil vom 13.06.2023, Az. 13 HKO 36/21 
 
Wie das Landgericht Lübeck entschieden hat, sind die Informationen über Kraftstoffverbrauch und  
CO2-Emissionen nach 17 Sekunden in einem Werbevideo für ein Kraftfahrzeug zu spät. Das Gericht 
verurteilte ein Autohaus zur Zahlung einer Vertragsstrafe. 
 
Die Beklagte betreibt ein Autohaus und hatte sich bereits im Jahre 2019 gegenüber dem Kläger – einem 
Umwelt- und Verbraucherschutzverband – aufgrund einer Abmahnung dazu verpflichtet auf Werbung 
zu verzichten, die den gesetzlichen Anforderungen an die Darstellung des Kraftstoffverbrauchs und der 
CO2-Emission nicht genügt. Bei einem Verstoß verpflichtete sich das Autohaus gegenüber den 
Umweltschützern zur Zahlung einer Vertragsstrafe. 
 
Im Jahr 2021 teilte die Beklagte auf ihrer Facebook-Seite ein insgesamt 25 Sekunden dauerndes 
Werbevideo eines Kraftfahrzeugherstellers. Nachdem in dem Video zunächst die Vorzüge des neuen 
Autos hervorgehoben wurden, erschienen nach 17 Sekunden schließlich die Angaben zum Kraftstoff-
verbrauch und den CO2-Emissionen des Fahrzeugs. 
 
Die Umweltschützer sahen hierin einen erneuten Verstoß gegen die gesetzlichen Pflichtangaben und 
mahnten das Autohaus erneut ab. Zudem wurde eine Vertragsstrafe geltend gemacht.  
 
Die Sache ging vor Gericht. Das Landgericht Lübeck stellte sich auf die Seite der Umweltschützer und 
gab der Klage statt. Das Gericht kam unter Berufung auf eine gleichlautende Entscheidung des 
Oberlandesgerichts Köln zu dem Ergebnis, dass der geteilte Werbeclip gegen die gesetzlichen 
Transparenzvorgaben verstoße. Es sei daher auch ein Verstoß gegen die Unterlassungserklärung 
gegeben. 
 
Durch das Video sei aus Sicht des Gerichts nicht sichergestellt, dass der Empfänger der Werbung die 
Informationen zum Kraftstoffverbrauch und den CO2-Emissionen in dem Augenblick zur Kenntnis 
nehmen könne, in dem Angaben zur Motorisierung des Autos erfolgten. Es sei möglich, dass dem 
Videoclip nur kurze Aufmerksamkeit geschenkt werde, so dass die Einblendung der verpflichtenden 
Informationen nach 17 Sekunden gar nicht mehr wahrgenommen würde. 
 
Es handele sich zudem um einen kerngleichen Verstoß des Autohauses gegen die Unterlassungs- und 
Verpflichtungserklärung aus dem Jahre 2019, weshalb eine Vertragsstrafe in Höhe von € 4.500,00 
verwirkt sei. 
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
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Gewerblicher Rechtsschutz . Nicht an Mitgliedschaft des Urhebers gebunden – 
Weiternutzung eines Vereinslogos trotz Ausschluss 
 
OLG Frankfurt a. M., Urteil vom 16.05.2023, Az. 11 U 61/22 
 
Das Oberlandesgericht Frankfurt a.M. hat entschieden, dass das Fortbestehen eines Nutzungsrechts 
an einem von einem Vereinsmitglied erschaffenen Vereinslogo nicht von der weiteren Mitgliedschaft im 
Verein abhängig ist. 
 
Der Kläger war nach einem Streit als Mitglied aus einem „Star Wars“-Fan-Verein ausgeschlossen 
worden. Noch im Rahmen seiner Vereinsmitgliedschaft hatte der Kläger ein Logo für den Verein 
gestaltet, welches dieser nutzte und die Nutzung auch nach Ausschluss des Urhebers fortsetzte. Nach 
dem Ausschluss aus dem Verein begehrte der Kläger die Unterlassung der Weiternutzung „seines“ 
Logos. 
 
Bereits das Landgericht wies die Klage ab. Die gegen das Urteil eingelegte Berufung war ebenfalls nicht 
von Erfolg gekrönt. Das OLG entschied, dass der Kläger dem beklagten Verein ein Vervielfältigungs- 
und Verbreitungsrecht an dem Logo eingeräumt habe. Dieses Nutzungsrecht sei nicht davon abhängig, 
dass der Kläger – weiterhin – Vereinsmitglied sei. Zweck der Rechteeinräumung sei gewesen, dem 
Verein – auch für seine Außendarstellung – ein Logo zu verschaffen und nicht die Identifikation des 
Klägers mit dem Verein auszudrücken. 
 
Es sei dem Kläger auch nicht möglich, die Rechteeinräumung wegen gewandelter Überzeugung im 
Sinne des § 42 UrhG zurückzurufen. Ob die gesetzliche Voraussetzung, dass das Werk nicht mehr der 
Überzeugung des Urhebers entspreche, auch dann erfüllt sei, wenn sich das Verhältnis des Urhebers 
zum Auftraggeber und nicht zum Werk geändert habe, könne dabei offenbleiben. 
 
Denn, so das Gericht, der Kläger habe keine Veränderung hinreichend konkret vorgetragen, die die 
weitere Verwertung des Werks unzumutbar mache. Seine pauschale Angabe, er sei aus dem Verein 
„rausgeschmissen" worden, sei nicht ausreichend, um auf eine Unzumutbarkeit zu schließen. Es fehlten 
nähere Tatsachendarstellungen. Es fehle zudem an einer hinreichenden Rückruferklärung. Das an den 
Verein gerichtete Schreiben enthalte keine näheren Ausführungen zum Umstand, dass das Werk nicht 
mehr seiner Überzeugung entspreche. 
 
Ob die Entscheidung rechtskräftig ist, ist diesseits nicht bekannt. 
 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht . Entscheidend – Was war zuerst? 
Krankmeldung oder Kündigung? 
 
LAG Niedersachsen, Urteil vom 08.03.2023, Az. 8 Sa 859/22 
 
Das Landesarbeitsgericht Niedersachen hatte über die Erschütterung eines Beweiswertes einer 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung (AU-Bescheinigung) zu befinden. Der Beweiswert kann erschüttert 
sein, wenn sich der Arbeitgeber unmittelbar nach Erhalt der arbeitgeberseitigen Kündigung für den 
gesamten Zeitraum bis zur Kündigungsfrist krankmeldet. 
  



 

 10

August 2023 

Der Kläger begehrte von der ehemaligen Arbeitgeberin die Entgeltfortzahlung für ein arbeitgeberseits 
beendetes Arbeitsverhältnis. Von März 2021 bis Mai 2022 war der Kläger Arbeitnehmer der Beklagten. 
Er meldete sich am 02.05.2022 krank und legte nachfolgend AU-Bescheinigungen seines 
behandelnden Arztes für den Zeitraum ab dem 02.05.2022 bis zum 31.05.2022 mit unterschiedlichen 
Diagnosen vor. Die Beklagte kündigte das Arbeitsverhältnis mit Schreiben vom 02.05.2022, dem Kläger 
zugegangen am 03.05.2022, ordentlich zum 31.05.2022 und verweigerte wegen der Koinzidenz der 
Krankschreibung und der Kündigung die Lohnfortzahlung. Diese machte der Kläger anschließend 
gerichtlich geltend. 
 
Bereits vor dem Arbeitsgericht wurde zugunsten des Klägers entschieden. Das Arbeitsgericht befand, 
dass der Beweiswert der AU-Bescheinigung nicht durch die beklagte Arbeitgeberin erschüttert worden 
sei. 
 
Die hiergegen von der Beklagten eingelegte Berufung hatte keinen Erfolg. Die Richter des LAG 
betonten, dass der Beweiswert einer AU-Bescheinigung auch dadurch erschüttert werden könne, dass 
der Arbeitnehmer sich im Fall des Erhalts einer arbeitgeberseitigen Kündigung unmittelbar zeitlich 
nachfolgend – „postwendend" – krankmelde bzw. eine Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung einreiche. 
Dies gelte insbesondere dann, wenn lückenlos der gesamte Zeitraum der Kündigungsfrist – auch durch 
mehrere AU-Bescheinigungen – abgedeckt werde. Jedoch liege der vorliegende Fall anders: Denn der 
Kläger habe sich zuerst krankgemeldet und habe dann erst die Kündigung erhalten. 
 
Es fehle somit – nach Auffassung des Gerichts – an dem für die Erschütterung des Beweiswertes der  
AU-Bescheinigung notwendige Kausalzusammenhang. Allein die Tatsache, dass ein Arbeitnehmer bis 
zur Beendigung eines Arbeitsverhältnisses arbeitsunfähig krankgeschrieben sei, am unmittelbar darauf-
folgenden Tag gesunde und bei einem anderen Arbeitgeber zu arbeiten beginne, erschüttere in der 
Regel – ohne Hinzutreten weiterer Umstände – den Beweiswert von AU-Bescheinigungen nicht. 
 
Das letzte Wort ist hier jedoch noch nicht gesprochen. Gegen die Entscheidung ist Revision zum BAG 
eingelegt worden. 
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